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Vorwort 

Die Frage nach der Reichweite und dogmatischen Absicherung der Schutz-
ansprüche von Nachbarn im Öffentlichen Baurecht und von Drittbetroffenen 
im Immissionsschutz- und Atomrecht hat mich seit der Studienzeit beschäf-
tigt. Insbesondere war mir die dogmatische Absicherung des Gebots der 
Rücksichtnahme - mit dem die Rechtsprechung seit Ende der 70er Jahre 
angemessene Ergebnisse im Einzelfall erzielt hat - zweifelhaft. Mein Doktor-
vater, Herr Prof. Dr. Günter Püttner hat mich bestärkt, zu dieser Thematik 
eine grundlegende Untersuchung vorzunehmen. Er hat mir während meiner 
Arbeit wertvolle Hinweise gegeben und die Untersuchung kritisch begleitet, 
ohne mich in meinen Ansätzen einzuengen. Hierfür danke ich herzlich. 

Die Arbeit hat im Wintersemester 1991/92 der Juristischen Fakultät der 
Eberhard-Karls-Universität Tübingen vorgelegen und ist von ihr als Disserta-
tion angenommen worden. Rechtsprechung und Literatur bis Ende 1992 
wurden in die Fußnoten eingearbeitet. 

Herrn Prof. Dr. Wolf gang Graf Vitzthum danke ich für die Aufnahme der 
Arbeit in die "Tübinger Schriften zum Staats- und Verwaltungsrecht", Herrn 
Dr. Wolfgang März für die satztechnische Aufbereitung des Textes nach den 
Vorgaben des Verlages. Das Bundesumweltministerium hat die Veröffentli-
chung dieser Untersuchung mit einem Druckkostenzuschuß gefördert, wofür 
ich danke. 

Ohne die Unterstützung meiner ganzen Familie wäre diese Arbeit nicht 
möglich gewesen. Karin danke ich für ihre vielfältige Hilfe und ihre große 
Geduld. 

Reutlingen, im Juni 1993 Sigurd König 
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Kapi tel 1 

Rechtsschutz Drittbetroffener - Einführung 

A. Anlaß der Untersuchung 

I. Problemstellung: Nachbar- und Drittbetroffenenklagen 

1. Drittschutz - ein klassisches Thema 

Bei der Errichtung eines genehmigungspflichtigen Bauvorhabens entstehen 
Rechtsbeziehungen nicht nur zwischen dem Bauherrn und der Genehmi-
gungsbehörde, sondern auch zur Nachbarschaft oder, allgemein gesprochen, 
zu denjenigen Dritten, die den Auswirkungen des Vorhabens in irgendeiner 
Form ausgesetzt sind - sei es durch Störungen der Aussicht, der Wohnruhe 
oder des freien Wohngefühls bei Wohnbauvorhaben, sei es durch Immissio-
nen aller Art bei industriellen Großvorhaben bis hin zu atomaren Immissio-
nen bei Kernkraftwerken. Baugenehmigungen, ebenso wie immissionsschutz-
rechtliche oder atomrechtliche Anlagengenehmigungen, sind typische Fälle 
des sogenannten Verwaltungsakts mit Doppelwirkung oder Drittwirkung: die 
Begünstigung des Bauherrn hat jeweils die Belastung von Dritten zur Folge. 

Der Rechtsschutz dieser Drittbetroffenen ist eines der zentralen Probleme 
im öffentlichen Baurecht und anlagebezogenen Umweltrechtl. Jeweils stellt 
sich die Frage des Drittschutzes: 

- materiellrechtlich gesprochen: In welchem Umfang genießen diejenigen, 
die nicht Adressaten von Bau- und Anlagengenehmigungen sind, aber 
durch die genehmigten Projekte irgendwie belastet werden, rechtlichen 
Schutz, und wie läßt sich dieser Rechtsschutz dogmatisch ableiten? 

- prozessual gesprochen: In welchem Umfang stehen diesen Dritten einklag-
bare subjektive Rechte zu, deren Verletzung durch die Genehmigungen 
ihre Klagen vor den Verwaltungsgerichten zulässig (i.S.v. § 42 TI VwGO) 
und begründet (§ 113 I 1 VwGO) machen? 

I D.h. Immissionsschutzrecht und Atomrecht. 
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Die Problemstellung ist an sich nicht neu. Die baurechtliche Nachbarklage 
war schon im Kaiserreich ein gängiges Rechtsproblem2• So gesehen handelt 
es sich um ein "klassisches Thema"3, anhand dessen um die Jahrhundertwen-
de die Theorie des subjektiven öffentlichen Rechtes entwickelt wurde4• War 
zunächst die praktisch vorrangige Frage nach der prozessualen Zulässigkeit 
der Nachbarklage umstritten5, so trat sie nach dem Krieg unter der neuen 
Rechtsordnung des Grundgesetzes ihren Sieges zug an6• 

Heute gehört die Nachbarklage bzw. Drittbetroffenenklage im öffentlichen 
Baurecht, Immissionsschutzrecht, Atomrecht und den verwandten Rechts-
gebieten zum Alltag der Verwaltungsgerichte7; über ihre prozessuale Zuläs-
sigkeit wird kein Wort mehr verloren. 

2 In einem Grundsatzurteil vom 30.4.1877 hatte das Preuß. OVG die Zulässigkeit 
von baurechtlichen Nachbarklagen verneint, da die baupolizeilichen Vorschriften 
ausschließlich dem Gemeinwohl dienten und den Nachbarn daher keine subjektiven 
Rechte vermittelten, PrOVGE 2, 351; dem folgten die VerwGe in Baden, Württem-
berg und Thüringen; demgegenüber hat das sächsische OVG (U. v. 12.4.1902, Sächs-
OVGE 2, 304) baurechtliche Nachbarklagen zugelassen. Vgl. zum Stand der damali-
gen Rechtssprechung Bühler, Die subjektiven öffentlichen Rechte und ihr Schutz in 
der deutschen Verwaltungsrechtsprechung (1914), dort S. 52. Weitere Nachweise bei 
Evers, JuS 1962, 87 ff. Fn. 6; Sellmann, DVBI 1963, 278 ff. Fn. 7. 

3 Konrad, BayVBI 1984, 33 ff. spricht von einem "zeitlosen" Thema. 
4 Bühler, a.a.O. 
5 Im Anschluß an PrOVG, U. vom 30.4.1877, E 2, 351 hielten die OVGe fast 

sämtlicher deutscher Länder baurechtliche Nachbarklagen für unzulässig, s.o. Fn. 2. 
Bis 1945 war außer in Sachsen überhaupt nur noch in Bremen und Braunschweig 
eine Nachbarklage vor den Verwaltungsgerichten möglich; vgl. Sellmann a.a.O., Fn. 
19. Nach 1959 bezeichnete Redeker (NIW 1959, 749 ff.) die Baunachbarklage als 
Fremdkörper im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, obwohl sich gerade damals der 
Durchbruch zu ihrer Anerkennung vollzog. 

6 Im Anschluß an Bachof, Die verwaltungsgerichtlich Klage auf Vornahme einer 
Amtshandlung (1951), 68 f.; unter Verweis auf Art. 19 IV GG wurde die Nachbar-
klage von der Rechtsprechung nach und nach anerkannt: VG Stuttgart, U. v. 10.4. 
1951, DVBI 1951,612; OVG Berlin, U. v. 29.2.1952, BRS 2, 198 = OVGE 1, 39; 
BayVGH, U. v. 10.6.1952, BayVGHE 5, 119; BVerwG, U. v. 18.8.1960 (I C 42.59), 
Eil, 95; BVerwG, U. v. 15.10.1965 (IV C 3.65) E 22, 219. 

7 Allein im Band 31 der BRS (Registerband) sind hierzu fast 200 Rechtsgrundsätze 
aufgelistet, denen Entscheidungen des BVerwG und der OVGe aus den Jahren 1969 
bis 1976 zugrundeliegen. 
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2. Fortdauerndes Dilemma des Drittschutzes 

Dennoch ist der materielle Drittschutz nie problemlos geworden, wie eine 
Fülle von Beiträgen gerade aus jüngster Zeit zeigt8/ 9• Dies allein muß noch 
kein Anlaß sein, die Vielzahl an Abhandlungen um eine weitere zu vermeh-
ren. Zwei Befunde sind es jedoch, die die ins Auge gefaßte Untersuchung 
nahelegen und zugleich deren Ausrichtung weisen: 

a) Der Rechtsprechung - der auf diesem Gebiet die Führungsrolle zu-
kommt - werden zwar auch von ihren schärfsten Kritikern in der Regel ange-
messene Ergebnisse attestiert lO• Zugleich wird aber derselben Rechtspre-
chung verbreitet der Vorwurf einer nicht mehr nachvollziehbaren Kasuistik, 
einer letztlich unkontrollierbaren Billigkeitsrechtsprechung gemache I. 

Dieser zwiespältige Befund läßt nur eine Deutung zu: offensichtlich be-
steht das "Dilemma" des Drittschutzesl2 vor allem darin, daß seine dogmati-
schen Grundlagen fragwürdig geworden sind13• 

8 Monographien: Beckmann, Verwaltungsgerichtlicher Rechtsschutz im raumbedeut-
samen Umweltrecht (1987); Berger, Grundfragen umweltrechtlicher Nachbarklagen 
(1982); Erbguth, Rechtssystematische Grundfragen des Umweltrechts (1987), siehe 
dort insbes. § 16 Ziff. 3; Schapp, Das Verhältnis von privatem und öffentlichem 
Nachbarrecht (1977). 

9 Aufsätze: Achterberg, DVBI 1981, 278 ff.; Alexy, DÖV 1984, 953; Bambey, 
DVBl 1983, 936 ff.; Baumann, BayVBI 1982, 257 ff.; Breuer, DVBI 1982, 1065 ff.; 
ders., DVBI 1983,431 ff.; Brohm NJW 1981, 1689 ff.; Degenhart, JuS 1984, 187 f.; 
Gassner, DÖV 1981,615 ff.; Goerlich, DÖV 1982,631 ff.; Hüttenbrink, ZfBR 1983, 
209 ff.; lust, BayVBI 1985, 289 ff.; lacob, BauR 1984, I ff.; Klein-Coridaß, WuV 
1984, 182 ff.; Kleinlein, NVwZ 1982, 668 ff.; Konrad, BayVBl 1984, 33 ff., 70 ff.; 
Korbmacher, VBIBW 1981, 97 ff.; Ladeur, UPR 1985, 149 ff.; Peine, DÖV 1984, 
963 ff.; Redeker, DVBl 1984, 870 ff.; Schenk, VBIBW 1985, 86 ff.; Schenke, NuR 
1983, 81 ff.; Schlichter, NVwZ 1983, 641 ff.; ders., DVBI 1984, 875 ff.; Schwabe, 
NVwZ 1983,523 ff.; Schwerdtfeger, NVwZ 1982,5 ff.; ders., NVwZ 1983, 199 ff.; 
Schröer, DVBI 1984,426 ff.; Steinberg, NJW 1984,457 ff.; Trzaskalik, DVBl 1981, 
71 ff.; Wahl, JuS 1984,577 f.; Widhofen-Möhnen, ZfBR 1982, 104 ff. 

10 Wahl, JuS 1984, 577 ff. (585); Schenke, NuR 1983, 81. 
11 Nachweise bei Bauer, Geschichtliche Grundlagen des subjektiven öffentlichen 

Rechts (1986), 148 Fn. 111; Breuer, DVBI 1983, 431 Fn. I m.w.N.; Beckert, DÖV 
1978,579. 

12 Bartlsperger, VerwArch 60 (1969), 35 ff.: "Das Dilemma des baulichen Nach-
barrechts". 

13 Breuer, DVBI 1983, 431 ff. (433): "Die Grundlagen und Voraussetzungen der 
öffentlich-rechtlichen Abwehransprüche des Nachbarn sind kontrovers und ungeklärt"; 
Alexy, DÖV 1984,953: " ... nach wie vor bis in die Grundlagen umstritten ... "; Schen-
ke, NuR 1983, 81: eine "dogmatisch befriedigendere Durchdringung des baurecht-
lichen Nachbarschutzes" stehe aus; Schwerdtfeger, NVwZ 1982, 6: Die Rechtspre-




